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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/1502 — 


Zur Bedeutung der ausländischen Arbeitnehmer in der Bundesrepublik 
Deutschland 


Wissenschaftliche Studien wie die des Institutes für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit (IAB) oder Analysen des 
Institutes der deutschen Wirtschaft haben die seit langem geäußerten 
Vermutungen bestätigt, daß der westdeutsche Arbeitsmarkt den massi- 
ven Zuwanderungsdruck der letzten Jahre nicht nur gut verkraftet hat, 
sondern daß es darüber hinaus keine überzeugenden Belege dafür gibt, 
daß dies zu Lasten heimischer Arbeitsloser gegangen ist. In diesen 
Studien wird außerdem immer wieder darauf hingewiesen, daß durch 
die Verfügbarkeit zusätzlicher Arbeitskräfte die Kapitalbildung in 
Unternehmen gefördert worden ist und daß gerade das Konsumverhal- 
ten dieser Personengruppen eine große volkswirtschaftliche Bedeutung 
für die deutsche Wirtschaft hat. In der öffentlichen Meinung haben sich 
die Ergebnisse dieser Studien noch nicht niedergeschlagen. 

1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Institutes der deut- 
schen Wirtschaft (veröffentlicht in der Zeitschrift des Institutes der 
deutschen Wirtschaft in Heft 3/1991), daß die zugewanderten aus- 
ländischen Arbeitnehmer und die Aus- und Übersiedler die heimi- 
sche Arbeitslosigkeit nicht verstärkt haben? 


Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Instituts der deut- 
schen Wirtschaft, daß die „heimische" Arbeitslosigkeit durch zu- 
gewanderte ausländische Arbeitnehmer, Aus- und Übersiedler 
nicht verstärkt wurde. Zeichen dafür sind, daß die deutsche Wirt- 
schaft seit längerem Schwierigkeiten hat, ihren Facharbeiterbe- 
darf aus dem nationalen Arbeitsangebot zu decken. Aus bestimm- 
ten Wirtschaftsbereichen, wie Hotel- und Gaststätten, Bau- und 
Landwirtschaft kommt die Forderung, die Möglichkeit der Saison- 
und Grenzgängerbeschäftigung zu erweitern, insbesondere für 
ungelernte Kräfte. Der sich darin manifestierende Mangel an 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Parlamentarischen Staatssekretärs beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung vom 21. November 1991 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext . 



Drucksache 12/1635 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


qualifizierten und unqualifizierten Arbeitskräften konnte nach 
Auffassung der Bundesregierung teilweise durch Aus- und Über- 
siedler sowie durch neu hinzugezogene Ausländer behoben wer- 
den. Im allgemeinen ging dies nicht zu Lasten „heimischer" 
Arbeitsloser, da die von den Zugezogenen neu besetzten Stellen 
für sie aus verschiedenen Gründen - z.B. keine entsprechende 
Qualifizierung oder räumliche Mobilität - nicht in Frage kamen. 


2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung dieser Studie, nach der 
gerade Aussiedler und Ausländer aufgrund ihrer regionalen und 
beruflichen Mobilität ein unentbehrliches Instrument für die Erhal- 
tung der Produktivität und des Wirtschaftswachstums darstellen? 


Die Bundesregierung ist selbstverständlich der Auffassung, daß 
auch die Mobilität der Arbeitskräfte für Produktivität und Wirt- 
schaftswachstum förderlich ist. Der seit einigen Jahren zu beob- 
achtende Wirtschaftsaufschwung, begleitet von einer Zunahme 
der Zahl der Erwerbspersonen um über zwei Millionen von Sep- 
tember 1988 bis September 1991, ist sicherlich nicht zuletzt auf die 
Flexibilität der Arbeitskräfte, und zwar auch der zugewanderten 
zurückzuführen. Nicht zu vernachlässigen ist, daß die steigende 
Erwerbstätigkeit das gesamtwirtschaftliche Wachstum ebenfalls 
stimuliert. 


3. Eine Studie der Stadt Düsseldorf, die sich mit dem - allerdings 
theoretischen - Wegzug der Ausländer aus Düsseldorf beschäftigte, 
kam zu dem Ergebnis, daß dieser Arbeitskräfteverlust nicht mit deut- 
schen Arbeitskräften ausgeglichen werden könnte, sondern daß die 
Folgen vielmehr zur weiteren Entlassung von Angestellten, zum 
Ausfall von Lohn- und Einkommensteuer, zu katastrophalen Auswir- 
kungen in den Bereichen Kindergartensektor, Schulsektor und 
Dienstleistungen führen würde. 

Liegen der Bundesregierung weitere Studien vor, die diese Ergeb- 
nisse bestätigen? 


Die von einem Bediensteten der Stadt Düsseldorf unter dem Titel 
„Stunde Null - Ausländer verlassen die Stadt Düsseldorf" vor 
längerer Zeit vorgelegten Ausführungen befassen sich in hypo- 
thetischer Form mit den negativen wirtschaftlichen und sozialen 
Folgen des unrealistischen Falles, daß 75 Prozent der Ausländer 
innerhalb kurzer Zeit - zwei bis drei Jahre - die Stadt Düsseldorf 
verlassen. Diese vom Verfasser bewußt zugrunde gelegte unrea- 
listische Annahme läßt es nicht zu, die Schlußfolgerungen als 
Basis für eine Bewertung der Folgen des Wegzugs der Ausländer 
auf die wirtschaftliche und soziale Entwicklung auf lokaler Ebene 
oder gar für die Bundesrepublik Deutschland als ganzes heran- 
zuziehen. Weitere ähnliche Veröffentlichungen sind der Bundes- 
regierung nicht bekannt. 


4. Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung aus den oben genannten 
Studien? 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/1635 


Aus der Düsseldorfer Veröffentlichung ergeben sich keine Konse- 
quenzen für die Politik der Bundesregierung. Die Analyse des 
Instituts der deutschen Wirtschaft bestätigt die auf die wirtschaft- 
liche und soziale Eingliederung von Aus- und Übersiedlern sowie 
von Ausländern, die sich rechtmäßig hier aufhalten, gerichtete 
Politik der Bundesregierung. Das durch die Zugezogenen erhöhte 
Arbeitskräftepotential rechtfertigt insbesondere auch die be- 
stehenden Regelungen über die Nichtzulassung von Arbeitskräf- 
ten aus nicht der Europäischen Gemeinschaft angehörenden Staa- 
ten (An werbestopp). 


5. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Bedeutung der 
ausländischen Arbeitnehmer für den deutschen Arbeitsmarkt der 
Öffentlichkeit in geeigneter Form zu übermitteln? 


Die ausländischen Arbeitnehmer leisten nach Auffassung der 
Bundesregierung einen wichtigen Beitrag zur deutschen Volks- 
wirtschaft. Darauf hat die Bundesregierung wiederholt hinge- 
wiesen, z.B. Bundesminister Dr. Norbert Blüm in seiner Erklärung 
zum 30. Jahrestag des Abschlusses der Anwerbevereinbarung mit 
der Türkei am 30. Oktober 1991. Die Bundesregierung ist jedoch 
der Auffassung, daß es noch andere Ansätze für die Förderung der 
Akzeptanz der Ausländer gibt als den Hinweis auf den wirtschaft- 
lichen Nutzen, der durch ihre Arbeit verwirklicht wird. Sie setzt 
darauf, daß die Akzeptanz von Ausländern durch Deutsche mit 
ihrer fortschreitenden Integration in die deutsche Gesellschaft 
steigt. Deshalb fördern Bund und Länder die Integration der Aus- 
länder mit gezielten Maßnahmen, wie Hilfen bei der beruflichen 
Qualifikation, Sprachkursen und Integrationskursen für auslän- 
dische Frauen. 

Insbesondere wegen aktueller Ereignisse der letzten Zeit sind 
auch Maßnahmen zum Abbau ausländerfeindlicher Haltungen 
einer Minderheit der deutschen Bevölkerung für die Bundesregie- 
rung von vorrangiger Bedeutung. 
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